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. AVG 8 66 heute
2. AVG 8§ 66 giiltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG § 66 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch
D18 315042-1/2008/15E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin MMag. Dr. SCHNEIDER als Vorsitzende und die Richterin Mag. RIEPL als
Beisitzerin Uber die Beschwerde des XXXX alias XXXX, StA Georgien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 27.
Janner 2006, FZ 04 07.195-BAl, nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung am 03. Oktober 2011 zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin MMag. Dr. SCHNEIDER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
RIEPL als Beisitzerin Uber die Beschwerde des romisch 40 alias rémisch 40 , StA Georgien, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 27. Janner 2006, FZ 04 07.195-BAl, nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am 03.
Oktober 2011 zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. gemaRs§ 7 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997 idF BGBI. | Nr.
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126/2002, und 8 8 Abs. 1 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997 idF BGBI. | Nr. 101/2003, als unbegrindet abgewiesen.romisch
eins. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins. und rémisch zwei. gemal3 Paragraph 7, AsylG
1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126 aus 2002,, und
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, als unbegrindet abgewiesen.

IIl. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt Ill. des angefochtenen Bescheides stattgegeben und dieser gemal3s
66 Abs. 4 AVG ersatzlos behoben.rémisch zwei. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei. des
angefochtenen Bescheides stattgegeben und dieser gemaR Paragraph 66, Absatz 4, AVG ersatzlos behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Sachverhalt und Verfahrensgangrémisch eins. Sachverhalt und Verfahrensgang:

I.1. Der minderjahrige Beschwerdeflihrer, ein Staatsangehoriger von Georgien, reiste - den Angaben seiner Mutter
zufolge, gemeinsam mit seiner Mutter (Beschwerdefihrerin zu D18 268257-0/2008), seiner minderjahrigen Schwester
(Beschwerdefuhrerin zu 315043-0/2008), seiner Tante (Beschwerdeflihrerin zu D18 264986-0/2008) und deren Sohn
(Beschwerdeflihrer zu D18 264985-1/2008) am 12.04.2004 illegal aus Tschechien kommend in das Osterreichische
Bundesgebiet ein. Die Mutter des minderjahrigen Beschwerdefuhrers stellt am selben Tag gegenstandlichen
Asylantrag. Sie wurde am 12.04.2004 vor der Bezirkshauptmannschaft XXXX erstbefragt und gab an, dass der
minderjahrige Beschwerdeflihrer den Namen XXXX fuhre, Staatsangehdriger von Georgien und am XXXX geboren
sei.romisch eins.1. Der minderjéhrige Beschwerdeflhrer, ein Staatsangehdriger von Georgien, reiste - den Angaben
seiner Mutter zufolge, gemeinsam mit seiner Mutter (Beschwerdeflihrerin zu D18 268257-0/2008), seiner
minderjahrigen Schwester (Beschwerdefiihrerin zu 315043-0/2008), seiner Tante (Beschwerdefihrerin zu D18 264986-
0/2008) und deren Sohn (Beschwerdeflihrer zu D18 264985-1/2008) am 12.04.2004 illegal aus Tschechien kommend in
das Osterreichische Bundesgebiet ein. Die Mutter des minderjahrigen Beschwerdefiihrers stellt am selben Tag
gegenstandlichen Asylantrag. Sie wurde am 12.04.2004 vor der Bezirkshauptmannschaft rémisch 40 erstbefragt und
gab an, dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer den Namen rémisch 40 flhre, Staatsangehdriger von Georgien und
am rémisch 40 geboren sei.

Der Beschwerdeflihrer wurde gemeinsam mit seiner Mutter und seiner minderjahrigen Schwester am 30.06.2005 im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates von Frankreich nach Osterreich ruckiberstellt.Der
Beschwerdefiihrer wurde gemeinsam mit seiner Mutter und seiner minderjahrigen Schwester am 30.06.2005 im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates von Frankreich nach Osterreich riuckiberstellt.

Am 19.07.2005 langte ein handschriftliches Schreiben beim Bundesasylamt, Aufllenstellte Tirol, ein, in dem
zusammengefasst ausgefilhrt wurde, dass der Beschwerdefiihrer und seine Familienmitglieder Osterreich aufgrund
der unertraglichen Lage im Bundesgebiet drei Monate nach Asylantragstellung verlassen hatten und am 24.12.2004
den zweiten Asylantrag in Frankreich gestellt hatten. Dem Beschwerdefiihrer und seinen Familienmitgliedern sei
jedoch in Frankreich aufgrund des zuvor in Osterreich gestellten Asylantrages kein Fliichtlingsstatus zuerkannt worden.
In Frankreich sei bei der Mutter des Beschwerdefiihrers eine Krebserkrankung festgestellt worden, aufgrund derer sie
drei Mal operiert worden wére und "maximale Hilfe" von den Arzten in Frankreich erhalten hitte. Die Mutter des
Beschwerdefiihrers sei mit ihrer Familie nunmehr von Frankreich nach Osterreich in eine Pension zurlickgekehrt, in
der nur Unrecht herrsche. Die gesetzliche Vertreterin desr Beschwerdefiihrers ersuche das Bundesasylamt um Hilfe,
damit sie in Zukunft in Osterreich human behandelt werden, die Ladung zur Einvernahme sei ihre einzige Hoffnung.

I.2. Nachdem die zuvor anberaumte Verhandlung auf Ersuchen der Mutter des Beschwerdeflihrers vertagt worden
war, wurde die Mutter des Beschwerdefiihrers in weiterer Folge am 03.01.2006 vom Bundesasylamt, Aul3enstelle XXXX,
in Beisein einer geeigneten Dolmetscherin flir die georgische Sprache von der zur Entscheidung berufenen
Organwalterin niederschriftlich einvernommen und gab an, dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer keine eigenen
Fluchtgriinde habe.rémisch eins.2. Nachdem die zuvor anberaumte Verhandlung auf Ersuchen der Mutter des
Beschwerdefiihrers vertagt worden war, wurde die Mutter des Beschwerdefiihrers in weiterer Folge am 03.01.2006
vom Bundesasylamt, AuBenstelle rémisch 40 , in Beisein einer geeigneten Dolmetscherin fur die georgische Sprache
von der zur Entscheidung berufenen Organwalterin niederschriftlich einvernommen und gab an, dass der
minderjahrige Beschwerdeflhrer keine eigenen Fluchtgriinde habe.
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I.3. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 27.01.2006, ZI. 04 07.195-BAl, wurde der Asylantrag des
Beschwerdefihrers gem. § 7 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997 idgF, abgewiesen (Spruchpunkt I.), die Zurickweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Georgien gem. 8 8 Abs. 1 AsylG fur zulassig erklart
(Spruchpunkt Il.) und der Beschwerdefiihrer gem. 8 8 Abs. 2 AsylG aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach
Georgien ausgewiesen (Spruchpunkt Ill.).rémisch eins.3. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 27.01.2006, ZI. 04
07.195-BAl, wurde der Asylantrag des Beschwerdefihrers gem. Paragraph 7, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 76 aus 1997, idgF, abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.), die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung des Beschwerdeflihrers nach Georgien gem. Paragraph 8, Absatz eins, AsylG flr zuldssig erklart
(Spruchpunkt rémisch zwei.) und der BeschwerdefUhrer gem. Paragraph 8, Absatz 2, AsylG aus dem Osterreichischen

Bundesgebiet nach Georgien ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch drei.).

I.4. Gegen diesen Bescheid brachte der minderjahrige Beschwerdeflihrer - vertreten durch seine Mutter - fristgerecht
Berufung ein, die nunmehr als Beschwerde vor dem Asylgerichtshof zu werten ist.rémisch eins.4. Gegen diesen
Bescheid brachte der minderjahrige Beschwerdefiihrer - vertreten durch seine Mutter - fristgerecht Berufung ein, die

nunmehr als Beschwerde vor dem Asylgerichtshof zu werten ist.

I.5. Am 03.10.2011 fand vor dem erkennenden Senat des Asylgerichtshofes eine o&ffentlich mdndliche
Beschwerdeverhandlung statt, an welcher die Mutter und der Beschwerdefihrer in Beisein einer Dolmetscherin fur die
georgische Sprache einvernommen wurden. Ein Vertreter des Bundesasylamtes sowie der rechtsfreundliche Vertreter
des Beschwerdefuhrers blieben der Verhandlung fern, wobei sich lediglich der Vertreter des Bundesasylamtes
ausdrucklich entschuldigen lieB.rémisch eins.5. Am 03.10.2011 fand vor dem erkennenden Senat des Asylgerichtshofes
eine 6ffentlich mdndliche Beschwerdeverhandlung statt, an welcher die Mutter und der Beschwerdefihrer in Beisein
einer Dolmetscherin flr die georgische Sprache einvernommen wurden. Ein Vertreter des Bundesasylamtes sowie der
rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdefihrers blieben der Verhandlung fern, wobei sich lediglich der Vertreter
des Bundesasylamtes ausdrucklich entschuldigen liel3.

Nach Einvernahme seiner Mutter wurde der minderjahrige BeschwerdeflUhrer in Anwesenheit seiner Mutter vom
erkennenden Senat befragt. Er gab an, sieben bis acht Mal pro Woche Ful3balltraining zu haben und einmal pro Woche
als Stirmer und Kapitan der Mannschaft im Einsatz zu sein.

Befragt, ob er sich noch an seine Heimat erinnern kénne, brachte er vor, sich an die Situation nicht mehr erinnern zu
kénnen, dass seine Wohnung und die Schule, die er besucht habe, jedoch "okay" gewesen seien. Auf die Frage, wie
lange er bis zur Ausreise die Schule besucht habe, gab er an, dies nicht mehr genau zu wissen. Er kénne sich lediglich
an den ersten, nicht jedoch an den letzten Schultag erinnern.

Befragt zum Kontakt zu seinem Vater, gab er an, dass er diesen oft sehe. Wenn er kein Frihtraining habe, gehe er oft
mit ihm um 13 Uhr Ful3ball spielen. Sie hatten keinen fixen Plan, sondern wirden telefonisch ihre Treffen vereinbaren.

I.6. Der Vater des Beschwerdeflihrers XXXX hatte bereits am 19.04.2003 zur Zahl 03 11.641-BAG einen Asylantrag
gestellt, der mit Bescheid des Bundesasylamtes, AuRenstelle Graz, vom 28.05.2003 gemal § 7 Asylgesetz 1997, BGBI. |
1997/76, abgewiesen wurde und dessen Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Georgien gemafi§ 8
AsylG 1997 fir zulassig erklart wurde, Ausweisung wurde keine ausgesprochen. Der Vater des Beschwerdefiihrers
wurde im Rahmen des Berufungsverfahrens am 05.10.2007 vor dem Unabhéangigen Bundesasylsenat einvernommen.
Das Asylverfahren des Vaters des Beschwerdefiihrers in Osterreich ist derzeit noch anhangig.rémisch eins.6. Der Vater
des Beschwerdeflhrers romisch 40 hatte bereits am 19.04.2003 zur Zahl 03 11.641-BAG einen Asylantrag gestellt, der
mit Bescheid des Bundesasylamtes, Aulienstelle Graz, vom 28.05.2003 gemdaR Paragraph 7, Asylgesetz 1997, BGBI.
romisch eins 1997/76, abgewiesen wurde und dessen Zurlckweisung, Zurickschiebung oder Abschiebung nach
Georgien gemald Paragraph 8, AsylG 1997 fiir zuldssig erklart wurde, Ausweisung wurde keine ausgesprochen. Der
Vater des Beschwerdefiihrers wurde im Rahmen des Berufungsverfahrens am 05.10.2007 vor dem Unabhangigen
Bundesasylsenat einvernommen. Das Asylverfahren des Vaters des Beschwerdefiihrers in Osterreich ist derzeit noch
anhangig.

I.7. Mit Email-Schreiben vom 14.10.2011 erbat sich der zustandige rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdefihrers
aufgrund mehrtagiger Kanzleiabwesenheit aus privaten Grinden eine Fristerstreckung von einer weiteren
Woche.rémisch eins.7. Mit Email-Schreiben vom 14.10.2011 erbat sich der zustandige rechtsfreundliche Vertreter des
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Beschwerdefiihrers aufgrund mehrtagiger Kanzleiabwesenheit aus privaten Grinden eine Fristerstreckung von einer
weiteren Woche.

I.8. Mit Schreiben vom 25.10.2011 langte die angekundigte Stellungnahme des Rechtsvertreters des
Beschwerdefiihrers, seiner Mutter und seiner Schwester beim Asylgerichtshof ein. Darin wurde im Wesentlichen
ausgefuhrt, dass die Beschwerdefiihrer Georgien 2004 aus nachvollziehbaren Grinden verlassen hatten. Aufgrund der
inzwischen verstrichenen Zeit von Uber funfeinhalb Jahren seit Einbringung der Beschwerde seien die erstinstanzlichen
Ergebnisse unverwertbar und musse der Asylgerichtshof eine vollstdndige Neudurchfihrung des Verfahrens
vornehmen.réomisch eins.8. Mit Schreiben vom 25.10.2011 langte die angekindigte Stellungnahme des
Rechtsvertreters des Beschwerdeflhrers, seiner Mutter und seiner Schwester beim Asylgerichtshof ein. Darin wurde
im Wesentlichen ausgefiihrt, dass die Beschwerdeflihrer Georgien 2004 aus nachvollziehbaren Grinden verlassen
hatten. Aufgrund der inzwischen verstrichenen Zeit von Uber flnfeinhalb Jahren seit Einbringung der Beschwerde
seien die erstinstanzlichen Ergebnisse unverwertbar und misse der Asylgerichtshof eine vollstandige
Neudurchfiihrung des Verfahrens vornehmen.

Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte habe sich im Urteil Sufi und Ekmi vom 28.06.2011, BNrn 8319/07
und 11449/07, eingehend mit den Kriterien einer Asylentscheidung auseinandergesetzt. Das Verbot der Folter und
unmenschlichen Behandlung sei absolut und musse in jeder Situation berlcksichtigt werden. Dabei genlge es, eine
allgemein bedrohliche Foltersituation darzustellen, deren Realisierung nicht ausgeschlossen fiir den Asylwerber
erscheine. Die unionsrechtlichen Vorgaben wirden einen weiteren Anwendungsbereich des subsididaren Schutzes
einrdumen als die Genfer Fllchtlingskonvention, ein konkreter Risikonachweis spezieller Gefdhrdung sei nicht
erforderlich. Bei den Landerberichten warne der Gerichtshof vor allzu viel Leichtglaubigkeit. Es gelte hochste
Alarmstufe, wenn anonyme Quellen zitiert wiirden. Zur innerstaatlichen Fluchtalternative misse eine Person in einem
bestimmten Gebiet auch eine Chance auf Aufnahme haben, andernfalls eine Verletzung von Art. 3 EMRK in Betracht
komme. In der Praxis gehe der Gerichtshof nicht davon aus, dass ein Rickkehrer Zuflucht oder Unterstltzung in einem
Gebiet finde, wo er keine nahen Verwandten hat. Zusammenfassend verkenne der Erstbescheid des Bundesasylamtes
also grundlegend die Kriterien fUr die Gewahrung von Asyl oder subsididrem Schutz.Der Europaische Gerichtshof fur
Menschenrechte habe sich im Urteil Sufi und Ekmi vom 28.06.2011, BNrn 8319/07 und 11449/07, eingehend mit den
Kriterien einer Asylentscheidung auseinandergesetzt. Das Verbot der Folter und unmenschlichen Behandlung sei
absolut und musse in jeder Situation berlcksichtigt werden. Dabei genlige es, eine allgemein bedrohliche
Foltersituation darzustellen, deren Realisierung nicht ausgeschlossen fir den Asylwerber erscheine. Die
unionsrechtlichen Vorgaben wirden einen weiteren Anwendungsbereich des subsididren Schutzes einrdumen als die
Genfer Fluchtlingskonvention, ein konkreter Risikonachweis spezieller Gefahrdung sei nicht erforderlich. Bei den
Landerberichten warne der Gerichtshof vor allzu viel Leichtglaubigkeit. Es gelte hdchste Alarmstufe, wenn anonyme
Quellen zitiert wirden. Zur innerstaatlichen Fluchtalternative misse eine Person in einem bestimmten Gebiet auch
eine Chance auf Aufnahme haben, andernfalls eine Verletzung von Artikel 3, EMRK in Betracht komme. In der Praxis
gehe der Gerichtshof nicht davon aus, dass ein Ruckkehrer Zuflucht oder Unterstitzung in einem Gebiet finde, wo er
keine nahen Verwandten hat. Zusammenfassend verkenne der Erstbescheid des Bundesasylamtes also grundlegend
die Kriterien fur die Gewahrung von Asyl oder subsididrem Schutz.

In der Folge wurde zur Unzuldssigkeit der Ausweisungen angefihrt, dass die Beschwerdefuhrer vor funfeinhalb Jahren
Berufung gegen den Erstbescheid einbrachten und sie kein Verschulden an dieser langen Verzdgerung treffe. Die
Beschwerdefiihrer seien in Osterreich inzwischen bestens integriert, unbescholten und nach Erteilung eines
Aufenthaltstitels durch die Einstellungszusage im Pflegeheim flr die Mutter auch selbsterhaltungsfahig. Zahlreiche
Unterstlitzungs- und Empfehlungsschreiben wurden zusammengefasst in der Stellungnahme zitiert. Der
Beschwerdefiihrer sei durch die Aufnahme in das XXXX, seine regelmaliige Teilnahme an Ful3ballturnieren und als
Kapitan seiner Mannschaft bestens sozial integriert. Eine Ausweisung ware menschenrechtswidrig. Es werden deshalb
die Antrage gestellt, 1. der Beschwerde vollumfanglich Folge zu geben, jedenfalls aber 2. die Ausweisungen
aufzuheben und auszusprechen, dass diese auf Dauer unzulassig sind.In der Folge wurde zur Unzulassigkeit der
Ausweisungen angefihrt, dass die Beschwerdefihrer vor funfeinhalb Jahren Berufung gegen den Erstbescheid
einbrachten und sie kein Verschulden an dieser langen Verzégerung treffe. Die Beschwerdefiihrer seien in Osterreich
inzwischen bestens integriert, unbescholten und nach Erteilung eines Aufenthaltstitels durch die Einstellungszusage im
Pflegeheim fur die Mutter auch selbsterhaltungsfahig. Zahlreiche Unterstitzungs- und Empfehlungsschreiben wurden



zusammengefasst in der Stellungnahme zitiert. Der Beschwerdefuhrer sei durch die Aufnahme in das rémisch 40 ,
seine regelmaBige Teilnahme an FulBballturnieren und als Kapitéan seiner Mannschaft bestens sozial integriert. Eine
Ausweisung ware menschenrechtswidrig. Es werden deshalb die Antrage gestellt, 1. der Beschwerde vollumfanglich
Folge zu geben, jedenfalls aber 2. die Ausweisungen aufzuheben und auszusprechen, dass diese auf Dauer unzulassig
sind.

Dem Schreiben war keine der in der Stellungnahme selbst bzw. durch die Beschwerdeflhrerin in deren
Beschwerdeverhandlung angekundigten Beilagen angeschlossen.

1.9. Folgende den Beschwerdefiihrer betreffende Beilagen langten mitsamt dem unterschriebenen bereits vorgelegten
Schreiben am 02.11.2011, Poststempel 28.10.2011, beim Asylgerichtshof ein:rémisch eins.9. Folgende den
Beschwerdefuhrer betreffende Beilagen langten mitsamt dem unterschriebenen bereits vorgelegten Schreiben am
02.11.2011, Poststempel 28.10.2011, beim Asylgerichtshof ein:

Bestatigung des XXXX vom 22.02.2011, dass der Beschwerdefuhrer seit Sommer 2008 bis 2013 im XXXX als aktiver
FuBballer teilnimmt.Bestatigung des romisch 40 vom 22.02.2011, dass der Beschwerdeflhrer seit Sommer 2008 bis
2013 im rémisch 40 als aktiver FuBballer teilnimmt.

Diverse diesbezulglich Zeitungsausschnitte und Urkunden

Bestatigung des Landeskrankenhauses XXXX von 2008, dass kein medizinischer Einwand gegen die Austibung von
FuBball als Gesundheits-/Wettkampfsport besteht.Bestatigung des Landeskrankenhauses rémisch 40 von 2008, dass
kein medizinischer Einwand gegen die Ausibung von FuRBball als Gesundheits-/Wettkampfsport besteht.

Schulzeugnisse, ua betreffend den Abschluss der vierten Klasse / achten Schulstufe im Schuljahr
2009/2010.Schulzeugnisse, ua betreffend den Abschluss der vierten Klasse / achten Schulstufe im Schuljahr 2009 aus
2010,.

1.10. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes hat mit gleichlautenden Erkenntnissen vom heutigen Tag, D18
268257-0/2008 (Mutter) und D18 315043-1/2008 (Schwester, geb. am XXXX), die Beschwerde der Mutter und der
minderjahrigen Schwester hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. gemaR 8§ 7 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997 idF BGBI. |
Nr. 126/2002, § 8 Abs. 1 AsylG 1997, BGBI. | Nr. 76/1997 idFBGBI. | Nr. 101/2003, als unbegrindet abgewiesen.
Hinsichtlich Spruchpunkt lll. des angefochtenen Bescheides wurde der Beschwerde seiner Mutter und seiner
Schwester stattgegeben und dieser gemaR § 66 Abs. 4 AVG ersatzlos behoben.rémisch eins.10. Der erkennende Senat
des Asylgerichtshofes hat mit gleichlautenden Erkenntnissen vom heutigen Tag, D18 268257-0/2008 (Mutter) und D18
315043-1/2008 (Schwester, geb. am romisch 40 ), die Beschwerde der Mutter und der minderjahrigen Schwester
hinsichtlich der Spruchpunkte romisch eins. und rémisch zwei. gemaR Paragraph 7, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126 aus 2002,, Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, als
unbegrindet abgewiesen. Hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei. des angefochtenen Bescheides wurde der
Beschwerde seiner Mutter und seiner Schwester stattgegeben und dieser gemal3 Paragraph 66, Absatz 4, AVG
ersatzlos behoben.

Il. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes hat Uber die zuldssige Beschwerde erwogenrdmisch zwei. Der
erkennende Senat des Asylgerichtshofes hat Uber die zuldssige Beschwerde erwogen:

II.1. Zur Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben
durch Einsicht in den dem Asylgerichtshof vorliegenden Verwaltungsakt des Bundesasylamtes des minderjahrigen
Beschwerdefiihrers, seiner Mutter und seines Vaters sowie durch Durchfihrung einer mundlichen
Beschwerdeverhandlung, im Rahmen derer die Mutter des minderjahrigen Beschwerdefihrers und der
Beschwerdefiihrer selbst ergdnzend einvernommen wurde.romisch zwei.1. Zur Feststellung des mafigeblichen
Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben durch Einsicht in den dem Asylgerichtshof
vorliegenden Verwaltungsakt des Bundesasylamtes des minderjahrigen BeschwerdefiUhrers, seiner Mutter und seines
Vaters sowie durch Durchfihrung einer muindlichen Beschwerdeverhandlung, im Rahmen derer die Mutter des
minderjahrigen Beschwerdeflhrers und der Beschwerdefiihrer selbst ergdnzend einvernommen wurde.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/7
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1997_76_1/1997_76_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2002_126_1/2002_126_1.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1997_76_1/1997_76_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2003_101_1/2003_101_1.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66

I.2. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes geht von folgendem fur die Entscheidung mal3geblichen Sachverhalt
aus:réomisch zwei.2. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes geht von folgendem fir die Entscheidung
mafgeblichen Sachverhalt aus:

II. 2.1. Zur Person und den Fluchtgrinderrémisch zwei. 2.1. Zur Person und den Fluchtgriinden

Der minderjahrige Beschwerdefiihrer, dessen Identitat nicht zweifelsfrei feststeht, ist Staatsangehoriger von Georgien.
Er stellte am 12.04.2004 - vertreten durch seine Mutter - einen Asylantrag.

Der minderjahrige Beschwerdeflihrer ist der Sohn der Beschwerdefuhrerin zu D18 268257-0/2008 und der
minderjahrige Bruder der Beschwerdefihrerin zu D18 315043-1/2008.

Der nicht im gemeinsamen Haushalt lebende Vater des Beschwerdeflihrers XXXX hatte bereits am 19.04.2003 zur Zahl
03 11.641-BAG einen Asylantrag gestellt, der mit Bescheid des Bundesasylamtes, AuBenstelle Graz, vom 28.05.2003
gemall § 7 Asylgesetz 1997, BGBI. | 1997/76, abgewiesen wurde und dessen Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung nach Georgien gemalR § 8 AsylG 1997 flr zulassig erklart wurde. Das Asylverfahren des Vaters des
minderjahrigen Beschwerdefiihrers ist derzeit noch anhangig.Der nicht im gemeinsamen Haushalt lebende Vater des
Beschwerdefihrers rémisch 40 hatte bereits am 19.04.2003 zur Zahl 03 11.641-BAG einen Asylantrag gestellt, der mit
Bescheid des Bundesasylamtes, AulRenstelle Graz, vom 28.05.2003 gemal Paragraph 7, Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch
eins 1997/76, abgewiesen wurde und dessen Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Georgien
gemall Paragraph 8, AsylG 1997 fur zuldssig erklart wurde. Das Asylverfahren des Vaters des minderjahrigen

Beschwerdeflhrers ist derzeit noch anhangig.

Fur den minderjahrigen Beschwerdefuhrer wurden keine eigenen Verfolgungsgrinde geltend gemacht und konnten

auch keine festgestellt werden.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer im Falle seiner Ruckkehr in Georgien in
eine Existenz gefahrdende Notlage geraten wirde und es droht ihm bei Rickkehr nach Georgien weder eine
unmenschliche Behandlung, Todesstrafe oder unverhaltnismaRige Strafe, noch eine sonstige individuelle Gefahr. Der

minderjahrige Beschwerdeflhrer leidet an keiner Krankheit und verfligt Giber Verwandte in Georgien.
II. 2.2. Zur relevanten Situation in Georgienrémisch zwei. 2.2. Zur relevanten Situation in Georgien:

Hinsichtlich der aktuellen Situation in Georgien, insbesondere die medizinische Versorgung und die Situation von
Ruckkehrern betreffend, wird auf die Feststellungen in nachstehenden Berichten verwiesen, wobei auszugsweise

wesentliche Punkte angefuhrt werden.
Rackkehrfragen
Grundversorgung/Wirtschaft

Die Wirtschaft Georgiens lag seit dem Zerfall der Sowjetunion lange Zeit brach. Seit 2004 wurden jedoch zahlreiche
Wirtschaftsreformen angestrengt, die zu einer deutlichen Verbesserung der wirtschaftlichen Lage gefuhrt haben. Der
Krieg fuhrte allerdings voribergehend zu einem Einbruch im Wirtschaftsbereich. Viele Investoren zeigten sich seitdem
verunsichert. Georgien erhielt jedoch im Oktober 2008 umfangreiche Hilfszusagen der internationalen Gemeinschaft in
Hohe von insgesamt 4,5 Mrd. USD, die zur inneren Stabilisierung beigetragen und eine Rezession weitgehend
verhindert haben. Zusatzlich erhielt Georgien finanzielle Unterstitzung durch ein IWF-Beistandskreditabkommen in
Hoéhe von insgesamt 1,2 Mrd. USD fur den Zeitraum 2009-2011.

Die georgische Regierung verfolgt seit der Rosenrevolution Ende 2003 eine an neoliberalen Vorstellungen orientierte
Wirtschaftspolitik und verfolgt in diesem Rahmen eine umfassende Privatisierung des staatlichen Eigentums. Das
Investitionsklima in Georgien ist gut. Seit der Rosenrevolution in 2003 wurden tiefgreifende Reformen der Wirtschaft,
der Steuergesetzgebung und des Arbeitsgesetzes (das zu den liberalsten weltweit gehort), des Sozialwesens und der
Regierung selbst (Entlassung der Polizei) einschlieBlich des Verhadltnisses des Staates zum Privatsektor vorgenommen.
Die Korruption konnte eingedammt und das Vertrauen in staatliche Strukturen wiederhergestellt werden. Eine weitere
Steuerreform trat zum 1. Januar 2011 in Kraft, die die Steuersystematik erneut vereinfachen soll und Georgien einen
Wettbewerbsvorteil im Vergleich zu anderen Transformationsstaaten verschaffen soll.

Der positive Wirtschaftstrend der vergangenen Jahre mit seinen hohen Wachstumsraten der Realwirtschaft wurde
2008 jah gestoppt. Der Krieg mit Russland und die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise haben in allen Bereich der


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1997_76_1/1997_76_1.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8

Wirtschaft Spuren hinterlassen. Der Vertrauensverlust potenzieller Investoren in die Stabilitat des georgischen Marktes
flhrte zu einem Einbruch der auslandischen Direktinvestitionen um 60% in 2009 gegenuber 2007. Nachdem sich das
Jahr 2009 aufgrund der weltweiten Wirtschaftskrise als besonders schwierig erwiesen hatte und das BIP um -3,9%
geschrumpft war, stehen die Zeichen in 2010 wieder auf Erholung. Die georgische Wirtschaft ist 2010 wieder um 6%
gewachsen, fur 2011 wird Wirtschaftswachstum von 5,5% prognostiziert.

(Auswartiges Amt: Lander, Reisen, Sicherheit: Georgien - Wirtschaft, Stand Marz 2011,

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Georgien/Wirtschaft_node.html, Zugriff am
15.7.2011)

Die 4,5 Milliarden $, die Georgien von 38 Landern und 15 internationalen Organisationen in den letzten drei Jahren
erhalten hat, um den Wiederaufbau nach dem Krieg zu férdern - eine Mischung aus direkter Budgethilfe, humanitarer
Hilfe, Krediten und Unterstitzung fur die Entwicklung der Infrastruktur - konnten die wirtschaftliche Stabilitat
kurzfristig sicherstellen. Diese Mittel laufen jedoch aus, und weder die auslandischen Investitionen noch die Exporte
haben sich erholt.

(International Crisis Group: Europe Briefing N°58 - Georgia:

Securing a Stable Future, 13.12.2010, http://www.crisisgroup.org/en/regions/europe/caucasus/georgia/B058-georgia-
securing-a-stable-future.aspx, Zugriff 20.7.2011)

Soziale und humanitare Unterstitzung

Eine Alterspension in der Hohe von 80 Lari monatlich wird an Manner ab 65 und Frauen ab 60 Jahren ausbezahlt, die
mindestens funf Jahre berufstatig waren. Je nach Beschaftigungsdauer kénnen Zuschisse in der Hohe von zwei bis
zehn Lari monatlich hinzukommen. Eine staatliche Rente wird auch an Personen mit "beschrankter Leistungsfahigkeit"
ausbezahlt. Je nach Leistungsbeeintrachtigung erhalten Betroffene 70 oder 80 Lari monatlich. Bei voribergehender
Invaliditat, die von einer lokalen Sonderkommission beurteilt wird, erhalt der Betroffene bis zu sechs Monate lang
100% seines Einkommens weiter, hat er Tuberkulose erhdlt er die Zahlung bis zu zehn Monate weiter. Verstirbt die
unterhaltspflichtige Person, erhalten die Hinterbliebenen eine Rente von 55 Lari.

(U.S. Social Security Administration/Office of Retirement and Disability Policy: Social Security Programs Throughout the
World:

Asia and the Pacific, 2010, Méarz 2011 / Anfragebeantwortung des Sozialministeriums, Ubermittelt durch den VB fur
Georgien, per Email am 22.11.2010)

Ins staatliche Register fir besonders schutzbedurftige Familien, werden Menschen aufgenommen, die unter der
Armutsgrenze leben und dadurch bestimmte Verglinstigungen erhalten. Als Familie gilt der gesamte Haushalt (z.B.
inklusive Grol3eltern). Das Register ist in zwei Kategorien geteilt:

Gruppe 1: 0-57.000 Punkte: Verglnstigungen flr sozial benachteiligte
Personen: kostenlose (Berufs-)Ausbildung, Kindergarten, Offentliche Verkehrsmittel) plus die Krankenversicherung.
Gruppe 2: 57.000-70.000 Punkte: keine Vergtnstigungen, aber Krankenversicherung.

Man darf weder ein Einkommen haben noch etwas besitzen, womit man Geld verdienen kdonnte. Nicht einmal eine
Alterspension der GrolReltern ist erlaubt (Pension Frauen ab 60 Jahren - Manner ab 65 Jahren).

Um in das Register aufgenommen zu werden, kommen Mitarbeiter des Ministeriums fur Arbeit, Gesundheit und
Soziales und Uberzeugen sich selbst von der sozialen Gefahrdung der betroffenen Personen. Im ganzen Land gibt es
etwa 50 staatliche Buros fir soziale Dienste. Ist eine Familie sozial gefahrdet und im Register vermerkt, so bekommt sie
Verglnstigungen und Unterstltzung. Dies sind eine monatliche staatliche finanzielle Unterstiitzung von 30 GEL fir den
Antragsteller plus 24 GEL fur jede weitere Person im Haushalt. Dieser Geldbetrag entspricht ca. 15-20% des
Existenzminimums. Sobald eine Person des Haushalts zu arbeiten beginnt, entfallt die Beihilfe. Binnenflichtlinge (IDPs)
sind grundsatzlich den anderen georgischen Staatsburgern gleichgestellt und haben daher dieselben Vor- bzw.
Nachteile zu erwarten.

Das System funktioniert in der Praxis und die Betroffenen erhalten ihre Leistungen tatsachlich. Registrierte sozial
gefahrdete Personen erhalten eine Karte, die ihren Status bestatigt. Vulnerable Gruppen (auch IDPs) sind gut Uber das



Gesundheitssystem mit seinen Unterstitzungsleistungen informiert und es gibt keine soziale Stigmatisierung, wenn
nach kostenloser Behandlung gefragt wird.

(Bericht zur D-A-CH Fact Finding Mission Georgien 2011 unter besonderer Berucksichtigung rickkehrrelevanter
Themen, April 2011)

Das Mutterschaftsgeld das 2010 100% des Durchschnittsgehaltes betrug und wird bis zu 126 Tage ausbezahlt. Bei
Mehrfachgeburten und Geburten mit Komplikationen kann das Mutterschaftsgeld bis zu 140 Tage ausbezahlt werden.
Die Obergrenze des Mutterschaftsgeldes liegt bei 600 GEL (ca. 255 Euro). Unbezahlter Mutterschaftsurlaub kann bis zu
drei Jahre genommen werden.

(D-A-CH - Analyse der Staatendokumentation: Die Lage von Frauen in Georgien (hdusliche Gewalt und Sozialleistungen
far Bedurftige), Juni 2011 / U.S. Social Security Administration/Office of Retirement and Disability Policy: Social Security
Programs Throughout the World: Asia and the Pacific, 2010, Marz 2011)

Es gibt in Georgien keine allumfassende Strategie in Bezug auf den Sozialbereich, jedoch gibt es einige mittelfristige
Aktionsplane, die sich mit Themen wie sozialer Ausgrenzung und Schutz von gefdhrdeten Kindern, Behinderten, Kinder
mit Lernschwierigkeiten, IDP-Familien und Menschenhandel beschéftigen. Der Kinderaktionsplan von 2009 wird weiter
eingefuihrt und im November 2010 wurde einem Aktionsplan fur Reformen im System der Kinderfursorge fur die Jahre
2011-2012 zugestimmt. Das Kinderfursorgeprogramm [von 2009] wurde weitergefihrt.

(Europaische Kommission: Implementation of the European Neighbourhood Policy in 2010; Country report: Georgia,
25.5.2011)

Weder der Mindestlohn fur 6ffentlich Bedienstete, 115 Lari im Monat (etwa 68%), noch der gesetzliche Mindestlohn flr
privat Bedienstete, etwa 20 Lari (12$) im Monat, gewdhren einen annehmbaren Lebensstandard fiur einen Arbeiter und
seine Familie. Der Mindestlohn lag unter dem durchschnittlichen Monatslohn im privaten und 6ffentlichen Sektor.
Wahrend des Jahres [2010] lag das offizielle Existenzminimum fiir eine Person bei 149,50 Lari (88$) und bei 265 Lari
($151) fur eine vierkodpfige Familie. Einkommen aus nicht gemeldetem Handel, Unterstitzung durch Familie und
Freunde, sowie der Verkauf von selbstangebauten Agrarprodukten erganzten oft die Gehalter. Das Ministerium flr
Arbeit, Gesundheit und Soziales ist fur die Durchsetzung des Mindestlohns verantwortlich.

(U.S. Department of State: Country Reports on Human Rights Practices 2010, 8.4.2011)

Der wichtigste soziale Ruckhalt in Georgien ist wie in anderen Kaukasusstaaten der Familienzusammenhalt. Sollte es zu
einer Notlage aus sozialen oder medizinischen Grinden kommen, ist der Zusammenhalt innerhalb der Familien sehr
grofR und es wird alles unternommen, um die erforderlichen Mittel bereitstellen zu kénnen.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007)

Es gibt viele Initiativen und Projekte, die sich um Bedurftige, Rickkehrer, IDPs, Frauen, Familien mit vielen Kindern,
(sexuelle) Minderheiten etc. kimmern. Die Unterstltzung betrifft alle sozialen Bereiche und reicht von Suppenkiichen
fir die Armsten U(ber Bereitstellung von Gitern des taglichen Bedarfs, Hilfe bei der Jobsuche, Vergabe von
Mikrokrediten bzw. Hilfe bei Businessprojekten bis zu medizinischer, sozialer und juristischer Beratung und
Unterstltzung. Es kénnen alle Personen, deren Profil einem dieser Projekte entspricht um Unterstitzung ansuchen.
Die meisten der privaten Organisationen, die solche Projekte anbieten sind durch (internationale) Spender finanziert.

NGOs kénnen ohne Einschrankungen arbeiten und sich registrieren lassen. Alle besuchten NGOs bestatigten dies und
flgten noch hinzu, dass die Kooperation mit den Ministerien sehr gut sei und private Initiativen sogar bestarkt werden.

Zur Unterstltzung der armsten Bevdlkerungsschicht gibt es zwei Suppenkichen, eine davon in Thilisi. Eine Unterkunft
far Bedurftige befindet sich in Batumi, in Tbilisi wurde vor kurzem eine erbaut. Die Stadtverwaltung hat hierfir den
Platz zur Verfligung gestellt, Caritas Georgia Gbernahm den Bau und mittlerweile wird das Haus von Ordensschwestern
geflihrt. Weiters gibt es ein langfristig angelegtes Projekt einer anderen Organisation, bei dem 350 Familien monatlich
mit Lebensmitteln und alle drei Monate mit Medikamenten versorgt werden. Zusatzlich wird auch Unterstitzung bei
medizinischen Untersuchungen bereitgestellt. Ein anderes Projekt unterstitzt in gleicher Weise 60 sehr arme Familien,
die in Containern leben. Die Hilfe ist nicht nur auf Tbilisi beschrankt und sie kann von allen Hilfsbedirftigen
beansprucht werden.



(Bericht zur D-A-CH Fact Finding Mission Georgien 2011 unter besonderer Berucksichtigung rickkehrrelevanter
Themen, April 2011)

Medizinische Versorgung

Es gibt in Georgien zwolf Verwaltungseinheiten im Gesundheitsbereich. Die Hauptstadt Tbilisi hat die am besten
entwickelte Gesundheitsinfrastruktur mit allen Arten von medizinischen Einrichtungen wie zum Beispiel:
Notfallkrankenhauser, ambulante Einrichtungen und Polikliniken, allgemeine Krankenhduser, gynakologische
Krankenhduser, medizinische Forschungseinrichtungen, Zahnarztpraxen und Apotheken. In Batumi sind diese
Einrichtungen ebenso alle vorhanden. Jede Stadt hat mindestens ein Krankenhaus und eine ambulante Einrichtung.

Ruckkehrer aus dem Ausland sind der georgischen Bevolkerung absolut gleichgestellt, in Bezug auf Auslander und
Staatenlose wurde angemerkt, dass Notfallversorgung fur alle Personen, selbst solche die nicht georgischen
Staatsbirger sind, kostenlos ist. Um sich privat zu versichern, ist keine Staatsbirgerschaft notwendig.

Das Gesundheitssystem in Georgien hat sich in den letzten Jahren stark gewandelt. Viele staatliche Institutionen
wurden privatisiert. Heute sind die meisten Kliniken gut ausgerustet und fast jede Krankheit kann behandelt werden.
Auch komplizierte neurologische und kardiologische Operationen werden durchgefihrt. Im GrolRen und Ganzen hat
die medizinische Versorgung in Georgien in den letzten zwei bis drei Jahren grof3e Fortschritte gemacht. Im Zuge der
Reformen bekamen die staatlichen Krankenhduser viel neues Equipment, wobei das Hauptaugenmerk auf
Kinderkrankenhduser und die Notfallmedizin gelegt wurde. In das Projekt "Programme of 100 Hospitals" wurde 2011
erstmalig auch die Psychiatrie und Institutionen im Bereich Drogensucht miteinbezogen. Der Regierung sind diese

Bereiche momentan sehr wichtig.

Im Falle von medizinischen Notféllen ist die Behandlung in den Notfallkrankenhdusern die ersten drei Tage kostenlos,
danach muss der Aufenthalt nach Standardpreis bezahlt werden. Die Preise fir medizinische Behandlungen sind
mittlerweile standardisiert und es werden fur alle Dienstleistungen Rechnungen ausgestellt. Weiters zahlt
gegebenenfalls die Versicherung bzw. der Patient selbst mit Scheck. Zusatzliche Zahlungen um tberhaupt behandelt zu
werden gibt es nicht mehr. Das Problem der Korruption im Gesundheitswesen ist zwar noch evident, jedoch definitiv
zurlickgegangen und es gibt Fortschritte in der Transparenz.

In den landlichen Gebieten ist die Grundversorgung aufgrund vieler Programme, Projekte und Spender (z.B. EU,
staatliche Programme) besser geworden. Dies betrifft die Infrastruktur und die Ausbildung des Personals. Medizinische
Dienstleistungen sind in Thilisi teilweise 20-25% teurer als in den Regionen, auf Operationen treffe dies allerdings nicht
zu. Weiters gibt es in den Regionen spezielle Programme, die es den Patienten erlauben, kostenlos Hausarzte zu
konsultieren. Personen unter finf Jahren und Gber 60 Jahren aus dem entsprechenden Distrikt erhalten zum Beispiel
kostenlose Sprechstunden beim Hausarzt. Er wird fur alle Probleme als erste Ansprechperson aufgesucht. Danach
erfolgt, falls notwendig die Uberweisung.

(Bericht zur D-A-CH Fact Finding Mission Georgien 2011 unter besonderer Berlcksichtigung rtckkehrrelevanter
Themen, April 2011)

Grundsatzlich stehen in Georgien alle Arten von Medikamenten des westeuropdischen Marktes als Originalpraparate
oder Generika zur Verfligung. Eine Essential Drug List findet sich auf der Webseite des Gesundheitsministeriums:
http://moh.itdc.ge/ (georgisch mit Medikamentennamen in lateinischer Schrift). Die wichtigsten Apothekennetze sind
AVERSI, GPC und PSP. |hre Webseiten verweisen teilweise auf die von ihnen vertriebenen Medikamente und
belieferten Apotheken in Georgien.

Ein staatliches Programm schreibt vor, dass die georgische Bevdlkerung mit Standardmedikamenten und gewissen
spezialisierten Medikamenten versorgt sein muss. Darunter fallen beispielsweise Medikamente gegen Diabetes,
Bluterkrankheit, onkologische Krankheiten, Drogensucht und fir Transplantationen sowie Impfungen. Engpasse bei
der Medikamentenversorgung sind keine bekannt. Zumindest Notfallmedikamente sind in allen georgischen
Krankenhausern verflgbar. Durch das neue Arzneimittelgesetz vom Oktober 2009 wurden der Import und die
Zulassung von Medikamenten vereinfacht. Die Registrierung von in Georgien noch nicht zugelassenen Medikamenten
ist ohne grosseren administrativen Aufwand, kurzfristig moglich. Wegen den liberalen Einfuhrmdglichkeiten und der
minimalen staatlichen Kontrolle ist die Qualitdt der Medikamente nicht garantiert. Ungenugende
Lagerungsbedingungen kénnen ebenfalls zu Qualitatsverlust fihren.



Eine Rezeptpflicht besteht lediglich fur Psychopharmaka, da die psychoaktiven Inhaltsstoffe als Drogen
weiterverarbeitet werden kénnen. Gemass neuem Arzneimittelgesetz durfen Medikamente ohne Beratung durch
einen Apotheker abgegeben werden. Es ist weit verbreitet, dass sich Kranke, die sich Arztbesuche nicht leisten kdnnen
/ oder wollen, ohne Konsultation eines Arztes direkt an eine Apotheke oder eine andere Verkaufsstelle wenden, um

Medikamente zu kaufen.

Unter anderem sind die folgenden Diagnosen, Medikamente und Behandlungen Teil des staatlichen
Gesundheitsprogramms und fur georgische Staatsbirger kostenlos:

Notfallbehandlung: Die Behandlung ist die ersten drei Tage kostenlos.

Psychiatrische Erkrankungen (z.B. Psychosen): stationdre Behandlung (Untersuchung, Sprechstunde, Medikamente
und Nahrung) und psychische Krankheiten wie Neurose, PTSD, Depression, Alkoholismus, Drogensucht, Psychopathie
etc. sind nicht eingeschlossen.

Epilepsie: Behandlung (nur wenn auch psychopathisches Verhalten auftritt); bei Epilepsie und Depression sind beide
Behandlungen kostenlos (sowohl bei stationdrer als auch bei ambulanter Behandlung).

HIV/AIDS: Tests (ausser dem ersten Test) und Behandlung

Diabetes: Insulin wird kostenlos abgegeben, wenn feststeht, dass Diattherapie und medikamentdse Behandlung keine
Besserung bringen.

Dialyse: Kostenlose Dialyse nur fir Patienten, die im staatlichen Programm erfasst sind. Die Platze sind auf 200
Personen (2009) begrenzt.

Nierentransplantation: Transplantation, d.h. die zwei Operationen am Patienten und Spender
Tuberkulose: Tests und Behandlungen

Herzkrankheiten: bei spezifischen Krankheitsbildern und Patientengruppen

Onkologische Krankheiten: bei spezifischen Krankheitsbildern und Patientengruppen

Der Staat finanziert zudem fur folgende Personen die Gesundheitsversorgung:

Kinder bis 3 Jahre

Kinder zwischen 4-15 Jahre erhalten kostenlose ambulante Kontrollen und 80% der Ubrigen Behandlungskosten

werden erlassen
Frauen steht wahrend der Schwangerschaft und nach der Geburt kostenlos medizinische Betreuung zu.

(D-A-CH - Analyse der Landeranalyse BFM: Das georgische Gesundheitswesen im Uberblick - Struktur, Dienstleistungen
und Zugang, Juni 2011)

Krankenversicherung

Seit 2006 existiert ein Sozialhilfeprogramm fur Haushalte unter der Armutsgrenze [staatliches Register fir vulnerable
Familien]. Es enthalt eine kostenlose Krankenversicherung, die folgende Dienstleistungen abdeckt:

Sprechstunde beim Hausarzt einmal in zwei Monaten

Wochenbettpflege

Notfalloperationen

geplante stationdre Behandlungen

Kosten fur Medikamente werden bis zu 50%, jedoch maximal bis GEL 50 (Euro 22), zurlckerstattet.

Ein Bericht der UN und der Weltbank bezeichnet das georgische System der staatlichen Unterstltzung fur Haushalte
unter der Armutsgrenze als eines der besten targeted cash benefit Programm in der Region. Es musse jedoch noch
mehr bedurftige Personen einschliessen. Ist ein Haushalt jedoch einmal in der Datenbank registriert, werden die
vorgesehenen staatlichen Leistungen auch erbracht. Fir die medizinische Versorgung erhalten die registrierten einen
Gutschein, welcher der Jahresversicherungspramie entspricht. Gemass Weltbank haben im Jahr 2010 900 000
Personen solche Gutscheine erhalten (2008 waren es noch rund 700 000).



Der Staat bietet ebenfalls eine kostenlose Krankenversicherung fir Schul-, Militérpersonal, Polizisten und Personen
aus dem Kunst- und Kulturbereich. Seit 2009 bietet der georgische Staat der Bevolkerung uber private
Versicherungsgesellschaften subventionierte Krankenversicherungen an. Die Kosten fir die Pramie wird zu 75%
staatlich finanziert und zu 25 % durch den Patienten, das heisst, der Patient bezahlt GEL 5 (Euro 2,1) Monatspramie.
Diese Krankenversicherung richtet sich an alle georgischen Staatsbirger, die kein Anrecht auf kostenlose
Behandlungen oder kostenlose Krankenversicherung haben.

Die subventionierte Krankenversicherung deckt die folgenden Dienstleistungen ab:

Ambulante Behandlung (allgemeine Blut- und Urintests, Vorsorgeuntersuchungen etc.)

Elektrokardiographie zweimal im Jahr

medizinische Notfallbehandlungen

Vergunstigungen fur manche Medikamente

2010 ging man davon aus, dass 2,8% der Bevolkerung eine staatlich subventionierte Krankenkasse besassen.

Allen steht es offen, privat eine Krankenversicherung abzuschliessen. Das Angebot an Versicherungspaketen ist
vielfaltig. Die fuhrende Krankenversicherungsgesellschaft ist Aldagi BCl. Als Durchschnittspreis fur ein Standard Paket
gelten GEL 20/ Euro 8,5 (Durchschnittslohn 2009 GEL 377 / Euro 160).

Krankenversicherungsangebote fir alle Mitarbeitenden einer Firma ermdglichen den Erwerb von glnstigeren
Versicherungspaketen. Gemass der Einschatzung des Leiters des Regional Family Centres in Kutaisi musste eine
Person, die Uber ein stabiles Einkommen verfugt, in der Lage sein, eine Krankenversicherung zu bezahlen. Dies auch
wenn sie an einer chronischen Krankheit leidet, wodurch das Versicherungspaket teurer wird.

(D-A-CH - Analyse der Landeranalyse BFM: Das georgische Gesundheitswesen im Uberblick - Struktur, Dienstleistungen
und Zugang, Juni 2011)

Behandlung nach Ruckkehr

Nach georgischem Recht ist es nicht strafbar, aus einem anderen Land ausgewiesen oder abgeschoben zu werden.
Auch die Stellung von Asylantragen im Ausland wird nicht strafrechtlich verfolgt.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Georgien, 20.05.2005)

Laut der Aussage einer Mitarbeiterin von IOM (International Organization for Migration) hat IOM das
Unterstlitzungsprogramm fir Emigranten, die nach Georgien zurtckkommen, das sie bei der Reintegration
unterstutzt. IOM hat auch das Beschaftigungszentrum in Thbilisi und in Batumi, wo es Beratungen fir die Bevolkerung
gibt, die arbeitslos sind. Da werden sie dabei unterstitzt, wie sie Arbeit finden kénnen, und wo sie Arbeit bekommen.
Bis April 2009 gab es auch das Programm der humanitdren Hilfe fir die Fluchtlinge, sie haben ihnen etappenweise
Gegenstande fur das tagliche Leben (sanitare Verbrauchsgtter) geliefert.

(Anfragebeantwortung des VB fur Georgien, per Email am 24.06.2009 (Ubermittelt an Staatendokumentation durch
BAL am 06.07.2009)

II.3. Die Feststellungen beruhen auf folgender Beweiswurdigung:romisch zwei.3. Die Feststellungen beruhen auf
folgender Beweiswurdigung:

Die Identitdat des minderjahrigen Beschwerdefiihrers konnte mangels Vorlage eines identitdtsbezeugenden
Dokumentes nicht festgestellt werden. Dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer aus Georgien stammt, hat bereits
die belangte Behdrde angenommen und es haben sich in der mundlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof keine
diesbezuglichen Zweifel ergeben.

Die Feststellung, dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer keine eigenen Fluchtgrinde hat, ergibt sich aus den
Angaben der Mutter des minderjahrigen Beschwerdeflhrers im erstinstanzlichen Verfahren und aus den Befragungen
im Rahmen der miindlichen Beschwerdeverhandlung. Dariber hinaus sind auch von Amts wegen keine Anhaltspunkte
far Fluchtgrinde des minderjahrigen Beschwerdeflhrers hervorgekommen. Soweit die Fluchtgrinde der Mutter des
minderjahrigen Beschwerdefiihrers auch fir den Beschwerdefuhrer geltend gemacht wurden, kénnen diese mangels
Glaubwiurdigkeit auch keine Verfolgung des minderjahrigen Beschwerdefuhrers indizieren.



Die Feststellungen zum gesundheitlichen Zustand des Beschwerdefuhrers beruhen auf den Angaben seiner Mutter in
der Beschwerdeverhandlung, wonach ihre Kinder gesund seien und den vorgelegten Gutachten. Es ergaben sich im
Laufe des Verfahrens auch keine Anhaltspunkte, die auf eine andere Einschatzung hindeuten wirden.

Die Feststellungen zur Person des Beschwerdefiihrers, seiner Situation in Osterreich und den Verwandten im
Herkunftsstaat ergeben sich aus der Einvernahme vor dem Bundesasylamt und den Ausfiihrungen der Mutter des
Beschwerdefihrers in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof.

Die Landerfeststellungen grinden auf den jeweils angeflUhrten Landerberichten staatlicher und nichtstaatlicher
Einrichtungen. Angesichts der Seriositat der Quellen und der Plausibilitdt ihrer Aussagen, denen in der Verhandlung
nicht inhaltlich konkret und dezidiert entgegen getreten wurde, besteht fir den erkennenden Senat kein Grund, an der
Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Georgien zugrunde gelegt werden

konnten.
I.4. Rechtlich folgt daraus:rémisch zwei.4. Rechtlich folgt daraus:

I1.4.1. Gemald 8 28 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG)BGBI. |
4/2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz tiber den Unabhangigen
Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | 77/1997, zuletzt geandert durch das Bundesgesetz BGBI. |. 100/2005, aul3er
Kraft.romisch zwei.4.1. Gemall Paragraph 28, Absatz eins, des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz Uber den Unabhdngigen Bundesasylsenat - UBASG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, 77 aus 1997,, zuletzt geandert durch das Bundesgesetz Bundesgesetzblatt romisch eins. 100 aus 2005,, aulRer
Kraft.

Gemal 8 28 Abs. 5 AsylGHG, BGBI. | 4/2008 idF BGBI. | 147/2008, treten in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. |
147/2008 in Kraft:Gemald Paragraph 28, Absatz 5, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, 147 aus 2008, treten in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, 147
aus 2008, in Kraft:

1. das Inhaltsverzeichnis, § 13 Abs. 2 und Abs. 4 letzter Satz, § 14 Abs. 3, § 17 Abs. 5, § 23 und § 29 Abs. 6 mit 1. Juli
2008;1. das Inhaltsverzeichnis, Paragraph 13, Absatz 2 und Absatz 4, letzter Satz, Paragraph 14, Absatz 3,, Paragraph
17, Absatz 5,, Paragraph 23 und Paragraph 29, Absatz 6, mit 1. Juli 2008;

2. § 24 mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes. Auf vor diesem Zeitpunkt ergangene, zu
vollstreckende Entscheidungen Abs. 2 dieser Bestimmung mit der MaRgabe sinngemald anzuwenden, dass der
Asylgerichtshof mit Beschluss nachtraglich eine Vollstreckungsbehdrde bestimmen kann.2. Paragraph 24, mit Ablauf
des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes. Auf vor diesem Zeitpunkt ergangene, zu vollstreckende
Entscheidungen Absatz 2, dieser Bestimmung mit der MaRgabe sinngemald anzuwenden, dass der Asylgerichtshof mit
Beschluss nachtraglich eine Vollstreckungsbehérde bestimmen kann.

Gemal 8 23 AsylGHG, BGBI. | 4/2008 idF BGBI. | 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005),
BGBI. | Nr. 100, nicht Anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal3 anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.GemaR Paragraph 23, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, 4
aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG
2005), Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, nicht Anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der
Malgabe sinngemald anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Gemal 8§ 22 Abs. 1 des Art. 2 des Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetzes, BGBI. | 100/2005 idF BGBI. | 4/2008, ergehen
Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines
Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die
Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Asylwerber verstandlichen Sprache zu enthalten.GemafR Paragraph 22,
Absatz eins, des Artikel 2, des Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008,, ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in
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Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des
Asylgerichtshofes haben den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Asylwerber verstandlichen
Sprache zu enthalten.

GemaR § 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 in der FassungBGBI. | 122/2009, entscheidet der Asylgerichtshof in
Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen Bescheide
des Bundesasylamtes und Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.Gemal3
Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt
Teil eins, 122 aus 2009,, entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a vorgesehen
ist, durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und Beschwerden wegen Verletzung
der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

Gemal § 61 Abs. 3 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 in der Fassung BGBI. | 4/2008, entscheidet der Asylgerichtshof durch
Einzelrichter Uber Beschwerden gegen zurlckweisende Bescheide wegen Drittstaatssicherheit gemal3 & 4; wegen
Zustandigkeit eines anderen Staates gemaR § 5; wegen entschiedener Sache gemal? § 68 Abs. 1 AVG und die mit diesen
Entscheidungen verbundene Ausweisung.Gemal Paragraph 61, Absatz 3, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100
aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008,, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter
Uber Beschwerden gegen zurlckweisende Bescheide wegen Drittstaatssicherheit gemafl Paragraph 4,; wegen
Zustandigkeit eines anderen Staates gemal Paragraph 5,; wegen entschiedener Sache gemal Paragraph 68, Absatz
eins, AVG und die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

Gemal § 66 Abs. 4 AVG, BGBI. | 51/1991, hat die Berufungsbehdrde, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder
verspatet zurlckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der
Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehodrde zu setzen und demgemaR den angefochtenen
Bescheid nach jeder Richtung abzudandern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4, AVG, Bundesgesetzblatt Teil eins, 51 aus
1991,, hat die Berufungsbehérde, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in
der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle
jener der Unterbehorde zu setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gemal3 § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005, idgF, sind alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der MalRgabe zu Ende zu fihren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Marz
2009 beim Bundesasylamt anhéngig sind oder werden, § 10 in der Fassung BGBI. | Nr. 29/2009 mit der MaRgabe
anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist, oder eine Zurlckweisung
des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt. Die 8§ 24, 26, 54 bis 57 und 60
dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.
122/2009 ist auf diese Verfahren mit der Mal3gabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur
Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens fiihren
wlrde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. 8 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der MaRgabe
anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser
Bestimmungen fiihren.GemaR Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005,, idgF,
sind alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der
Maligabe zu Ende zu fUhren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Marz 2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder
werden, Paragraph 10, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, mit der MaRgabe anzuwenden ist,
dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist, oder eine Zurlckweisung
des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. Paragraph 44, AsylG 1997 gilt. Die Paragraphen 24,
26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. Paragraph 27, in der Fassung des
Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, ist auf diese Verfahren mit der MaRRgabe anzuwenden,
dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt,
der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens fiihren wirde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde.
Paragraph 57, Absatz 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Mal3gabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach
dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen fihren.

Im gegenstandlichen Fall handelt es sich um ein Beschwerdeverfahren, das gemaR§ 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. |
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100/2005 idFBGBI. | 4/2008, von dem nach der Geschaftsverteilung zustdndigen Senat zu entscheiden istim
gegenstandlichen Fall handelt es sich um ein Beschwerdeverfahren, das gemal’ Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008,, von dem nach der

Geschaftsverteilung zustandigen Senat zu entscheiden ist.

Der Beschwerdeflhrer stellte am 12.04.2004 einen Asylantrag. Gemal3 8 44 Abs. 1 AsylG 1997, BGBI. | 76/1997, werden
Asylantrage, die bis zum 30.04.2004 gestellt werden, nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. | 76/1997,
BGBI. | Nr. 126/2002 gefuhrt. GemaR8 44 Abs. 3 AsylG 1997 sind die 88 8, 15, 22, 23 Abs. 3, 5 under
Beschwerdefiihrer stellte am 12.04.2004 einen Asylantrag. Gemall Paragraph 44, Absatz eins, AsylG 1997,
Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus 1997, werden Asylantrage, die bis zum 30.04.2004 gestellt werden, nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus 1997,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126
aus 2002, gefuhrt. GemalR Paragraph 44, Absatz 3, AsylG 1997 sind die Paragraphen 8, 15, 22, 23, Absatz 3, 5, und

36. 40 und 40a in der FassungBGBI. | 101/2003 auch auf Verfahren gemald Abs. 1 anzuwenden36. 40 und 40a in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 101 aus 2003, auch auf Verfahren gemaR Absatz eins, anzuwenden.

GemalR § 75 Abs. 8 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 38/2011, ist 8 10 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 38/2011 auf alle am oder nach dem 1. Janner 2010 anhdngigen Verfahren nach dem
Asylgesetz 1997 mit der Mallgabe anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die
vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach § 10, die Zurlickweisung eines
Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als Zurtckweisung nach 8 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung eines Asylantrages
nach dem Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in den Herkunftsstaat zulassig ist, als Abweisung nach § 10 Abs. 1 Z 2 gilt. Gemal3 Paragraph 75, Absatz 8,
AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011,, ist Paragraph 10,
in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, auf alle am oder nach dem 1. Janner
2010 anhangigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 mit der MaRgabe anzuwenden, dass eine
Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine
Ausweisungsentscheidung nach Paragraph 10,, die Zurlckweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als
Zurlckweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins und die Abweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz
1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zuriickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zuldssig ist, als Abweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, gilt.

Im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren ist daher in Bezug auf Spruchpunkt Ill. des angefochtenen Bescheides§ 10
AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 38/2011, anzuwenden.m gegenstandlichen
Beschwerdeverfahren ist daher in Bezug auf Spruchpunkt romisch drei. des angefochtenen Bescheides Paragraph 10,
AsylG 2005, BGBI. rdmisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011,, anzuwenden.

I1.4.2. Zu Spruchteil I. des angefochtenen Bescheidesromisch zwei.4.2. Zu Spruchteil rdmisch eins. des angefochtenen
Bescheides:

GemaR § 3 Abs. 1 1. Satz AsylG 1997,BGBI. | 76/1997, begehren Fremde, die in Osterreich Schutz vor Verfolgung (Art. 1
Abschnitt A Z 2 der Genfer Fllchtlingskonvention) suchen, mit einem Asylantrag die Gewahrung von Asyl.GemaR
Paragraph 3, Absatz eins, 1. Satz AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus 1997, begehren Fremde, die in
Osterreich Schutz vor Verfolgung (Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Fliichtlingskonvention) suchen, mit
einem Asylantrag die Gewahrung von Asyl.

Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention definiert, dass als Flichtling im Sinne dieses Abkommens
anzusehen ist, wer sich infolge von vor dem 01. Janner 1951 eingetretenen Ereignissen aus wohlbegriindeter Furcht,
aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, aullerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger
Umstande auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlickzukehren.Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer
Fluchtlingskonvention definiert, dass als Flichtling im Sinne dieses Abkommens anzusehen ist, wer sich infolge von vor
dem 01. Janner 1951 eingetretenen Ereignissen aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden,
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auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande aulBerhalb des Landes
seines gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in
dieses Land zuruckzukehren.

Gemal’ 8 7 AsylG 1997, BGBI. | 76/1997, hat die Behdrde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Fllichtlingskonvention) droht
und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flichtlingskonvention genannten Endigungs- oder
Ausschlussgrinde vorliegt.GemaR Paragraph 7, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus 1997,, hat die Behérde
Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewdhren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung
(Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Fluchtlingskonvention) droht und keiner der in Artikel eins, Abschnitt C
oder F der Genfer Fliichtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde vorliegt.

Fluchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Uber die
Rechtsstellung der Fltchtlinge BGBI. Nr. 78/1974) ist, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu
werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich aulRerhalb des Landes seines
gewodhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses
Land zurtckzukehren.Flichtling im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK (in der Fassung des Artikel eins,
Absatz 2, des Protokolls tber die Rechtsstellung der Flichtlinge Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,) ist, wer sich aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich auRBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlckzukehren.

Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter BerUcksichtigung der
Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwWGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12. 2000,
2000/01/0131; 25.01.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer
konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) furchten wirde.Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers und unter Berticksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist vergleiche z.B.
VWGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12. 2000,2000/01/0131; 25.01.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgriinden) firchten wirde.

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persénliche Sphare
des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Riuckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu
begrinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafigeblichen
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12. 2000, 2000/01/0131;
25.01.2001, 2001/20/011). Fur eine "wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits
Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu
beflrchten sind (VWGH 26.02.1997, 95/01/0454; 09.04.1997,95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt
der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VWGH 18.04.1996, 95/20/0239; vgl. auch
VwGH 16.02.2000, 99/01/097), sondern erfordert eine Prognose.Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von
erheblicher Intensitat in die zu schitzende persdnliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt
vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der
Rickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn
eine Verfolgung mit einer mafRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genugt
nicht (VwGH 21.12. 2000, 2000/01/0131; 25.01.2001, 2001/20/011). Fur eine "wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung" ist
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es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann
anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befiirchten sind (VWGH 26.02.1997, 95/01/0454; 09.04.1997,95/01/0555),
denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse
vergleiche VwGH 18.04.1996, 95/20/0239; vergleiche auch VwGH 16.02.2000, 99/01/097), sondern erfordert eine
Prognose.

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwWGH
09.09.1993, 93/01/0284; 15.03.2001, 99720/0128); sie muss Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber aul3erhalb
seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem
Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (VWGH 16.06.1994, 94/19/0183;
18.02.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn die
Asylentscheidung erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Griinden zu beflirchten habe (vgl. VwGH 09.03. 1999,
98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Griinde haben, welche
Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt (VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 15.03.2001, 99720/0128); sie muss Ursache
dafir sein, dass sich der Asylwerber aul3erhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen Aufenthaltes
befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein (VWGH 16.06.1994, 94/19/0183; 18.02.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle
Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn die Asylentscheidung erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die
Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten
Grinden zu befurchten habe vergleiche VWGH 09.03. 1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtssprechung eine ganzheitliche Wirdigung des individuellen
Vorbringens eines Asylwerbers unter den Gesichtspunkten der Konsistenz der Angaben, der personlichen
Glaubwiurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit der Behauptungen, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, ZI. 2003/20/0389).

Da der minderjahrige Beschwerdefihrer (durch seine Mutter als gesetzliche Vertreterin) keine eigenen Fluchtgriinde
vorgebracht hat und auch sonst keine Verfolgung des minderjdhrigen Beschwerdefihrers (etwa aufgrund der
Verfolgung seiner Mutter) festgestellt werden konnte, liegen die Voraussetzungen fur die Gewahrung von Asyl, eine
wohlbegrindete Furcht vor einer aktuellen Verfolgung aus Griinden der GFK, nicht vor.

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides war daher ebenfalls wie jene der Mutter und der
Schwester des Beschwerdeflihrers abzuweisen.Die Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins. des angefochtenen
Bescheides war daher ebenfalls wie jene der Mutter und der Schwester des Beschwerdefihrers abzuweisen.

I1.4.3. Zu Spruchteil Il. des angefochtenen Bescheidesromisch zwei.4.3. Zu Spruchteil rémisch zwei. des angefochtenen
Bescheides:

Gem.§ 8 Abs 1 AsylG 1997, BGBI. | 76/1997 idFBGBI. | 101/2003, hat die Behdrde im Falle einer Abweisung eines
Asylantrages von Amts wegen festzustellen, ob die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den
Herkunftsstaat zuldssig ist; diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.Gem. Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 101 aus
2003, hat die Behorde im Falle einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen festzustellen, ob die
Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zuldssig ist; diese Entscheidung ist mit der
Abweisung des Asylantrages zu verbinden.

§ 8 AsylG 1997 beschrankt den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Gemal § 1 Z 4 leg cit ist
Herkunftsstaat der Staat, dessen Staatsangehorigkeit der Fremde besitzt, oder - im Falle der Staatenlosigkeit - der Staat
seines gewdhnlichen Aufenthaltes. Dies ist dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist,
hinsichtlich dessen auch die Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VwWGH
22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999,98/20/0300).Paragraph 8, AsylG 1997 beschrankt den Prufungsrahmen auf den
"Herkunftsstaat" des Asylwerbers. GemaR Paragraph eins, Ziffer 4, leg cit ist Herkunftsstaat der Staat, dessen
Staatsangehorigkeit der Fremde besitzt, oder - im Falle der Staatenlosigkeit - der Staat seines gewdhnlichen
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Aufenthaltes. Dies ist dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen
auch die Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300).

Gemal Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets, BGBI. | 100/2005, ist das FrG mit Ablauf des 31. Dezember 2005 auf3er Kraft
getreten. Am 1. Janner 2006 ist gemaR 8 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005, Art. 3 des Fremdenrechtspakets 2005,
BGBI. | 100/2005, (in Folge: FPG), das FPG in Kraft getreten. GemaRR8 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen
Bundesgesetzen auf Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des
FPG. Demnach ist die Verweisung des 8§ 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des
FPG zu beziehen und das ist nun § 50 FPG. Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar
oder mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, lasst sich insoweit auch auf § 50 FPG Ubertragen.GemaR Artikel 5, Paragraph eins,
des Fremdenrechtspakets, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005,, ist das FrG mit Ablauf des 31. Dezember 2005
auBer Kraft getreten. Am 1. Janner 2006 ist gemaR Paragraph 126, Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz 2005, Artikel 3,
des Fremdenrechtspakets 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005,, (in Folge: FPG), das FPG in Kraft getreten.
Gemal} Paragraph 124, Absatz 2, FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des FrG verwiesen
wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach ist die Verweisung des Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG auf Paragraph 57, FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu beziehen und das
ist nun Paragraph 50, FPG. Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar oder mittelbar -
auf Paragraph 57, FrG bezieht, lasst sich insoweit auch auf Paragraph 50, FPG Ubertragen.

Die Zurtckweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist
demnach unzuldssig, wenn dadurch Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter oder
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde oder fur sie als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware (§ 8 Abs 1 AsylG 1997 iVm § 50 Abs. 1 FPG) bzw.
dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Grinden ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Art. 33 Z 1 der GFK iVm 8§ 50 Abs. 2 FPGund § 8
Abs 1 AsylG 1997), es sei denn, es bestehe eine inlandische Fluchtalternative.Die Zurtickweisung, die Hinderung an der
Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist demnach unzuldssig, wenn dadurch Artikel 2,
EMRK (Recht auf Leben), Artikel 3, EMRK (Verbot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder flir sie als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes verbunden wére (Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 50,
Absatz eins, FPG) bzw. dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Griinden ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Artikel 33, Ziffer eins, der
GFK in Verbindung mit Paragraph 50, Absatz 2, FPG und Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997), es sei denn, es bestehe
eine inlandische Fluchtalternative.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997,
95/18/1293; 17.7.1997, 97/18/0336). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene
Umstande, die in der Sphare des Asylwerbers gelegen sind, und deren Kenntnis sich die Behorde nicht von Amts
wegen verschaffen kann (VwWGH 30.9.1993, 93/18/0214). Bei der Beurteilung des Vorliegens einer Gefahrdung im Sinn
des 8 57 Abs. 1 und 2 FRG ist die konkrete Einzelsituation in ihrer Gesamtheit, gegebenenfalls vor dem Hintergrund der
allgemeinen Verhaltnisse, in Form einer Prognose fur den gedachten Fall der Abschiebung des Antragstellers in diesen
Staat zu beurteilen. Fur diese Beurteilung ist nicht unmafgeblich, ob etwa allenfalls gehaufte VerstoRRe der in § 57 Abs.
1 FrG umschriebenen Art durch den genannten Staat bekannt geworden sind (vgl. VwGH 25.1.2002,
2001/20/0011).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten
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Rechtsguter glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des
Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwWGH
26.6.1997, 95/18/1293; 17.7.1997, 97/18/0336). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf
jene Umstande, die in der Sphare des Asylwerbers gelegen sind, und deren Kenntnis sich die Behdrde nicht von Amts
wegen verschaffen kann (VWGH 30.9.1993, 93/18/0214). Bei der Beurteilung des Vorliegens einer Gefadhrdung im Sinn
des Paragraph 57, Absatz eins und 2 FRG ist die konkrete Einzelsituation in ihrer Gesamtheit, gegebenenfalls vor dem
Hintergrund der allgemeinen Verhéltnisse, in Form einer Prognose fur den gedachten Fall der Abschiebung des
Antragstellers in diesen Staat zu beurteilen. Fir diese Beurteilung ist nicht unmaRgeblich, ob etwa allenfalls gehaufte
VerstoRe der in Paragraph 57, Absatz eins, FrG umschriebenen Art durch den genannten Staat bekannt geworden sind
vergleiche VWGH 25.1.2002, 2001/20/0011).

Allgemeine Verhaltnisse in einem Heimatstaat reichen nicht aus, wohlbegriindete Furcht im Sinne von Art. 1 Abschnitt
A Z 2 zu begrinden (VwWGH 29.10.1993, 93/01/0859 betreffend Situation der ungarischen Minderheit). Allgemeine
Informationen Uber die Situation im Heimatland der Beschwerdefiihrerin vermégen nichts zu andern, weil es auch vor
dem Hintergrund der allgemeine Verhaltnisse immer auf die konkrete Situation des einzelnen Asylwerbers ankommt
(vgl. VWGH 11.09.1996, 95/20/0197).Allgemeine Verhaltnisse in einem Heimatstaat reichen nicht aus, wohlbegrindete
Furcht im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, zu begrinden (VwGH 29.10.1993, 93/01/0859 betreffend Situation
der ungarischen Minderheit). Allgemeine Informationen Uber die Situation im Heimatland der Beschwerdefihrerin
vermdgen nichts zu andern, weil es auch vor dem Hintergrund der allgemeine Verhaltnisse immer auf die konkrete
Situation des einzelnen Asylwerbers ankommt vergleiche VwGH 11.09.1996, 95/20/0197).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Birgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG erwahnter) Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSIg. 15.437 A/2000; VwGH
25.11.1999, 99/20/0465;  8.6.2000,99/20/0203;  8.6.2000, 99/20/0586;Herrscht in einem Staat eine extreme
Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten
Bevolkerungsgruppe oder Birgerkriegspartei anzugehdéren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel
3, EMRK gewahrleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG erwdhnter) Rechte ausgesetzt ware, so kann
dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 25.11.1999,
99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203; 8.6.2000, 99/20/0586;

21.9.2000, 99/20/0373; 25.1.2001,2000/20/0367; 25.1.2001,2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 21.6.2001,
99/20/0460;

16.4.2002, 2000/20/0131; vgl. dazu Uberdies EUGH 17.2.2009, Meki Elgafaj/Noor Elgafaj vs. Staatssecretaris van Justitie,
C-465/07, a, Slg. 2009, 1-0000, Randnr. 45, wonach eine Bedrohung iSd Art. 15 lit. ¢ der Richtline 2004/83/EG des Rates
vom 29.4.2004 [StatusRL] auch dann vorliegt, wenn der einen bestehenden bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad
willkiirlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass eine
Zivilperson bei einer Ruckkehr in das betreffende Land oder gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre
Anwesenheit im Gebiet dieses Landes oder dieser Region tatsachlich Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt
zu sein). Die bloRe Mdglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein
Fremder abgeschoben wird, genligt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des & 57
FrG, dies ist nun auf § 8 Abs. 1 AsylG zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH
27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028).16.4.2002, 2000/20/0131; vergleiche dazu Uberdies EUGH 17.2.2009,
Meki Elgafaj/Noor Elgafaj vs. Staatssecretaris van Justitie, C-465/07, a, Slg. 2009, 1-0000, Randnr. 45, wonach eine
Bedrohung iSd Artikel 15, Litera ¢, der Richtline 2004/83/EG des Rates vom 29.4.2004 [StatusRL] auch dann vorliegt,
wenn der einen bestehenden bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad willkurlicher Gewalt ein so hohes Niveau
erreicht, dass stichhaltige Grunde fir die Annahme bestehen, dass eine Zivilperson bei einer Ruckkehr in das
betreffende Land oder gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet dieses Landes
oder dieser Region tatsachlich Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt zu sein). Die bloRe Moglichkeit einer
dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genlgt
nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG, dies ist nun auf
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Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH
27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028).

Erachtet die Behorde - wie im gegenstandlichen Fall - im Rahmen der Beweiswirdigung die fluchtkausalen Angaben
des Asylwerbers grundsatzlich als nicht glaubhaft, dann kénnen die von ihm behaupteten Fluchtgriinde gar nicht als
Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch deren Eignung zur
Glaubhaftmachung wohlbegrindeter Furcht vor Verfolgung gar nicht ndher zu beurteilen (VWGH 9.5.1996,
95/20/0380).

Wie bereits oben ausgefihrt wurde, hat die Mutter des Beschwerdefuhrers keine sie konkret bedrohende aktuelle, an
asylrelevante Merkmale im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK anknlpfende Verfolgung mafigeblicher Intensitat bzw.
fur eine aktuelle drohende unmenschliche Behandlung oder Verfolgung sprechenden Grinde glaubhaft zu machen
vermocht, weshalb auch nicht mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden kann, dass dem
minderjahrigen Beschwerdeflhrer in Georgien eine konkret gegen ihn gerichtete Verfolgung mafgeblicher Intensitat
droht.Wie bereits oben ausgefiihrt wurde, hat die Mutter des Beschwerdefiihrers keine sie konkret bedrohende
aktuelle, an asylrelevante Merkmale im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK anknlUpfende Verfolgung
mafgeblicher Intensitat bzw. fir eine aktuelle drohende unmenschliche Behandlung oder Verfolgung sprechenden
Grinde glaubhaft zu machen vermocht, weshalb auch nicht mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen
werden kann, dass dem minderjahrigen Beschwerdeflihrer in Georgien eine konkret gegen ihn gerichtete Verfolgung
mafgeblicher Intensitat droht.

Eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 bzw. Art. 3 EMRK kann im Falle des Beschwerdeflhrers nicht erkannt
werden. Es gibt weder einen Hinweis darauf, dass der Beschwerdeflhrer bei einer Rickkehr nach Georgien den in § 8
Abs. 1 AsylG umschriebenen Gefahren ausgesetzt ware, noch hat der Beschwerdefiihrer vorgebracht oder ist von Amts
wegen hervorgekommen, dass er an einer lebensbedrohenden Krankheit leiden wirde oder liegen Hinweise auf
"auBergewodhnliche Umstande", die eine Abschiebung des Beschwerdefiihrers unzuldssig machen kodnnten, vor. In
Georgien besteht auch nicht eine solch extreme Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurlckkehrt, einer
Geféhrdung im Sinne der Art. 2 und 3 EMRK ausgesetzt ware. Der Beschwerdeflhrer hat auch keine auf seine Person
bezogenen "auBergewodhnlichen Umstande" glaubhaft machen kénnen, die ein Abschiebungshindernis bilden
kdnnten.Eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, bzw. Artikel 3, EMRK kann im Falle des Beschwerdefihrers
nicht erkannt werden. Es gibt weder einen Hinweis darauf, dass der Beschwerdeflhrer bei einer Riickkehr nach
Georgien den in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG umschriebenen Gefahren ausgesetzt wdare, noch hat der
Beschwerdefiihrer vorgebracht oder ist von Amts wegen hervorgekommen, dass er an einer lebensbedrohenden
Krankheit leiden wirde oder liegen Hinweise auf "auRergewohnliche Umstande", die eine Abschiebung des
Beschwerdefiihrers unzuldssig machen koénnten, vor. In Georgien besteht auch nicht eine solch extreme
Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurtickkehrt, einer Gefahrdung im Sinne der Artikel 2 und 3 EMRK
ausgesetzt ware. Der Beschwerdefiihrer hat auch keine auf seine Person bezogenen "auRergewohnlichen Umstande"
glaubhaft machen kénnen, die ein Abschiebungshindernis bilden kénnten.

FUr Georgien kann nicht festgestellt werden, dass in diesem Herkunftsstaat eine dermaRen schlechte wirtschaftliche
Lage bzw. eine allgemeine Situation herrschen wirde, die fir sich genommen bereits die Zulassigkeit der
Ruckbringung in den Herkunftsstaat iSd§8 8 Abs. 1 AsylG als unrechtmaRig erscheinen lieBe. Auch ist kein
kennzeichnender Grad willkirlicher Gewalt aufgrund eines bewaffneten Konflikts gegeben, der ein so hohes Niveau
erreicht, dass stichhaltige Grinde fiir die Annahme bestehen, dass der Beschwerdefihrer bei Rickkehr allein durch
seine Anwesenheit tatsachlich Gefahr liefe, einer individuellen Bedrohung des Lebens ausgesetzt zu sein. Im konkreten
Fall ist nicht ersichtlich, dass eine gemaR der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalitat der Umstande vorliegen
wurde, die die AuRerlandesschaffung des Beschwerdefiihrers im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen lieRe. Die
Abschiebung des Beschwerdefihrers wirde ihn jedenfalls nicht in eine "unmenschliche Lage", wie etwa Hungertod,
unzureichende oder gar keine medizinische Versorgung, eine massive Beeintrachtigung der Gesundheit oder gar der
Verlust des Lebens, versetzen. Der Beschwerdefuihrer leidet an keiner lebensbedrohlichen Krankheit. Es kam im
Verfahren nicht hervor, dass der mittlerweile 16jahrige Beschwerdefuhrer bei seiner Rickkehr nach Georgien nicht am
Erwerbsleben teilnehmen kdnnte. Dem BeschwerdefUhrer ist es jedenfalls zumutbar, bei einer Riickkehr durch eigene
und notfalls auch weniger attraktive Arbeit beizutragen, um das zum Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen
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zu kénnen. Zu den regelmalig zumutbaren Arbeiten gehéren dabei auch Tatigkeiten, fur die es keine oder wenig
Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht tGberkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie
keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs
ausgelbt werden kénnen (vgl. auch VwWGH 15.03.1989, 88/01/0339). Der Beschwerdefiihrer ist bei einer Rickkehr nicht
auf sich alleine gestellt, zumal neben seinen GroReltern auch weitere Verwandte nach wie vor in Georgien leben und er
mit seiner Mutter zurtckkehren wiirde. Der Beschwerdefihrer ist zudem gesund und bedarf keiner medizinischen
Behandlung.Fir Georgien kann nicht festgestellt werden, dass in diesem Herkunftsstaat eine dermalRen schlechte
wirtschaftliche Lage bzw. eine allgemeine Situation herrschen wirde, die flir sich genommen bereits die Zulassigkeit
der Rickbringung in den Herkunftsstaat iSd Paragraph 8, Absatz eins, AsylG als unrechtmallig erscheinen lieRBe. Auch
ist kein kennzeichnender Grad willkirlicher Gewalt aufgrund eines bewaffneten Konflikts gegeben, der ein so hohes
Niveau erreicht, dass stichhaltige Griinde flir die Annahme bestehen, dass der Beschwerdeflhrer bei Rickkehr allein
durch seine Anwesenheit tatsachlich Gefahr liefe, einer individuellen Bedrohung des Lebens ausgesetzt zu sein. Im
konkreten Fall ist nicht ersichtlich, dass eine gemaR der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalitdt der Umstande
vorliegen wirde, die die AuBerlandesschaffung des Beschwerdefiihrers im Widerspruch zu Artikel 3, EMRK erscheinen
lieRBe. Die Abschiebung des Beschwerdefihrers wirde ihn jedenfalls nicht in eine "unmenschliche Lage", wie etwa
Hungertod, unzureichende oder gar keine medizinische Versorgung, eine massive Beeintrachtigung der Gesundheit
oder gar der Verlust des Lebens, versetzen. Der Beschwerdeflhrer leidet an keiner lebensbedrohlichen Krankheit. Es
kam im Verfahren nicht hervor, dass der mittlerweile 16jahrige Beschwerdeflhrer bei seiner Riickkehr nach Georgien
nicht am Erwerbsleben teilnehmen kdnnte. Dem Beschwerdeflhrer ist es jedenfalls zumutbar, bei einer Rickkehr
durch eigene und notfalls auch weniger attraktive Arbeit beizutragen, um das zum Lebensunterhalt unbedingt
Notwendige erlangen zu kdnnen. Zu den regelmalig zumutbaren Arbeiten gehdren dabei auch Tatigkeiten, fur die es
keine oder wenig Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht Uberkommenen Berufsbildern
entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines
kurzfristigen Bedarfs ausgelibt werden kénnen vergleiche auch VwGH 15.03.1989, 88/01/0339). Der Beschwerdefuhrer
ist bei einer Ruckkehr nicht auf sich alleine gestellt, zumal neben seinen GrofReltern auch weitere Verwandte nach wie
vor in Georgien leben und er mit seiner Mutter zuriickkehren wirde. Der Beschwerdefiihrer ist zudem gesund und
bedarf keiner medizinischen Behandlung.

Es ergibt sich somit kein "reales Risiko", dass es durch die Ruckfuhrung des Beschwerdefiihrers in seinen
Herkunftsstaat zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten tGber die Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.Es ergibt
sich somit kein "reales Risiko", dass es durch die Ruckfihrung des Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat zu
einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides war daher ebenfalls wie jene der Mutter und der
Schwester des Beschwerdeflihrers abzuweisen.Die Beschwerde gegen Spruchpunkt romisch zwei. des angefochtenen
Bescheides war daher ebenfalls wie jene der Mutter und der Schwester des Beschwerdefihrers abzuweisen.

I1.4.4. Zu Spruchteil lll. des angefochtenen Bescheidesrémisch zwei.4.4. Zu Spruchteil rémisch drei. des angefochtenen
Bescheides:

Prinzipiell ist gemaR§ 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idgF eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer
Entscheidung Gber die Ausweisung des Beschwerdefuhrers zu verbinden, wenn der Asylantrag abzuweisen ist und die
Uberprifung ergeben hat, dass die Zuriickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zulassig ist.Prinzipiell ist gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 idgF eine Entscheidung
nach diesem Bundesgesetz mit einer Entscheidung Uber die Ausweisung des Beschwerdefihrers zu verbinden, wenn
der Asylantrag abzuweisen ist und die Uberprifung ergeben hat, dass die Zuriickweisung, Zuriickschiebung oder
Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulassig ist.

Im Fall des Beschwerdefihrers ist eine Ausweisung jedoch aus folgenden Grinden unzulassig:

Wie bereits oben ausgefiihrt ist der minderjahrige Beschwerdefiihrer der Sohn des XXXX, der in Osterreich bereits am
19.04.2003 zur Zahl 03 11.641-BAG einen Asylantrag gestellt hatte und dessen Verfahren derzeit noch anhangig ist.
Aufgrund der im Verfahren des Vaters des minderjahrigen Beschwerdefihrers anzuwendenden Rechtslage des AsylG
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1997 idF BGBI. | Nr. 126/2002, hat das Bundesasylamt im Fall des Vaters jedoch nicht Uber eine etwaige Ausweisung
aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Georgien abzusprechen.Wie bereits oben ausgefuhrt ist der
minderjihrige Beschwerdefiihrer der Sohn des rémisch 40 , der in Osterreich bereits am 19.04.2003 zur Zahl 03
11.641-BAG einen Asylantrag gestellt hatte und dessen Verfahren derzeit noch anhangig ist. Aufgrund der im Verfahren
des Vaters des minderjahrigen Beschwerdeflhrers anzuwendenden Rechtslage des AsylG 1997 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126 aus 2002,, hat das Bundesasylamt im Fall des Vaters jedoch nicht Uber eine
etwaige Ausweisung aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Georgien abzusprechen.

Da es infolge der (nur) gegenitiber den minderjahrigen Beschwerdefuhrer, seine minderjahrige Schwester und seine
Mutter ausgesprochenen asylrechtlichen Ausweisung moglich erscheint, dass diese Personen das Bundesgebiet ohne
ihren Vater bzw. ihren Ehegatten zu verlassen hatten, greift eine solche asylrechtliche Ausweisung nach der Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes in das durch Art. 8 EMRK geschitzte Recht auf Familienleben des minderjahrigen
Beschwerdefihrers ein (siehe VWGH v. 28.10.2009, Zlen. 2007/01/0210 bis 0212; VWGH v. 25.6.2009, ZI.2007/01/0449;
VWGH v. 27.5.2009, Zlen. 2008/23/0349,0350; VWGH v. 26.5.2009, Zlen.2007/01/0089 bis 0091; VWGH v. 28.4.2009,
Zlen. 2008/23/1282 bis 1284; VwGH v. 31.3.2009, Zlen. 2006/20/0198 bis 0200; VWGH v. 29.2.2008, Zlen2007/20/0086
bis 0089; VWGH v. 31.1.2008, Zlen. 2007/01/1060 bis 1062; VWGH v. 17.12.2007, Zlen.2006/01/0216 bis 0219; VWGH v.
12.12.2007, ZI.2007/19/1054; u.a.). Der Vater lebt zwar nicht im gemeinsamen Haushalt, hat aber doch regelmaRigen
Kontakt zu seinen Kindern, haufigen und intensiven Kontakt insbesondere zum Beschwerdeflhrer, wie sich aus der
mundlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof glaubwirdig ergeben hat.Da es infolge der (nur) gegeniiber den
minderjahrigen Beschwerdeflhrer, seine minderjahrige Schwester und seine Mutter ausgesprochenen asylrechtlichen
Ausweisung moglich erscheint, dass diese Personen das Bundesgebiet ohne ihren Vater bzw. ihren Ehegatten zu
verlassen hatten, greift eine solche asylrechtliche Ausweisung nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes in das
durch Artikel 8, EMRK geschutzte Recht auf Familienleben des minderjahrigen Beschwerdefihrers ein (siehe VWGH v.
28.10.2009, Zlen.2007/01/0210 bis 0212; VwGH v. 25.6.2009, ZI.2007/01/0449; VwGH v. 27.5.2009, Zlen.
2008/23/0349,0350; VWGH v. 26.5.2009, Zlen.2007/01/0089 bis 0091; VWGH v. 28.4.2009, Zlen.2008/23/1282 bis 1284;
VWGH v. 31.3.2009, Zlen. 2006/20/0198 bis 0200; VWGH v. 29.2.2008, Zlen. 2007/20/0086 bis 0089; VwWGH v. 31.1.2008,
Zlen. 2007/01/1060 bis 1062; VWGH v. 17.12.2007, Zlen.2006/01/0216 bis 0219; VWGH v. 12.12.2007, ZI.2007/19/1054;
u.a.). Der Vater lebt zwar nicht im gemeinsamen Haushalt, hat aber doch regelmaRigen Kontakt zu seinen Kindern,
haufigen und intensiven Kontakt insbesondere zum Beschwerdefihrer, wie sich aus der mindlichen Verhandlung vor
dem Asylgerichtshof glaubwurdig ergeben hat.

Wie in oben zitierten Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes zum Ausdruck gebracht wurde, ist es in einer
derartigen Familienkonstellation den Instanzen im Asylverfahren verwehrt, nur Uber Ausweisungen einzelner
Familienmitglieder abzusprechen. Dies deswegen, damit die Fremdenbehdrden in die Lage versetzt werden, Uber die
Zulassigkeit der Ausweisungen aller Familienmitglieder gemeinsam entscheiden zu kdnnen. In der vorliegenden
Familienkonstellation ist daher in weiterer Folge die Fremdenbehorde fur eine allfallige Ausweisung des
minderjahrigen Beschwerdeflihrers zustandig. Folglich war der Spruchpunkt Ill. des o.a. Bescheides vom zustandigen
Senat des Asylgerichtshofes ersatzlos zu beheben.Wie in oben zitierten Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes
zum Ausdruck gebracht wurde, ist es in einer derartigen Familienkonstellation den Instanzen im Asylverfahren
verwehrt, nur Uber Ausweisungen einzelner Familienmitglieder abzusprechen. Dies deswegen, damit die
Fremdenbehorden in die Lage versetzt werden, Uber die Zuldssigkeit der Ausweisungen aller Familienmitglieder
gemeinsam entscheiden zu kdnnen. In der vorliegenden Familienkonstellation ist daher in weiterer Folge die
Fremdenbehorde fir eine allfallige Ausweisung des minderjahrigen BeschwerdefUhrers zustandig. Folglich war der
Spruchpunkt romisch drei. des o0.a. Bescheides vom zustandigen Senat des Asylgerichtshofes ersatzlos zu beheben.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Schlagworte

non refoulement, Spruchpunktbehebung-Ausweisung
Zuletzt aktualisiert am

15.12.2011
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